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»Revidirte Rheinschifffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK

(Sammlung Seite 2520)

Kosten des 
Verklarungsverfahrens

Im Regelfall werden die Kosten des Verklarungsverfahrens zu 100 % Teil der Prozesskosten des nachfolgenden Streitverfahrens; aus-
reichend ist, dass die Prozessparteien am Verklarungsverfahren beteiligt waren (Parteienidentität). Ist der Gegenstand des Streit-
verfahrens aber in der Sache nicht vollständig identisch mit dem Gegenstand des folgenden Streitverfahrens, kann eine quotierte 
Anrechnung erfolgen.

Beschluss des Schiffahrtsobergerichtes 
Hamburg, Az.: 6 W 38/17 BSch (Schif-
fahrtsgericht Hamburg, Az.: 33 AC 
89/14 BSch - ZfB 2017, Sammlung Seite 
2479 f)

Auf die sofortige Beschwerde der Klä-
gerin wird der Kostenfestsetzungsbe-
schluss … geändert: …

Gründe:

Die gemäß §  104 Abs. 3 ZPO i.V.m. 
§  11 RpflG statthafte Beschwerde ist 
auch im Übrigen zulässig. Insbesonde-
re ist sie innerhalb der 2-Wochen-Frist 
des § 569 Abs. 1 ZPO eingelegt worden. 
Da die sofortige Beschwerde gemäß 
§ 569 Abs. 1 ZPO auch bei dem Gericht 
eingelegt werden kann, dessen Entschei-
dung angefochten wird, ist der Zugang 
beim Amtsgericht (Schifffahrtsgericht) 
maßgebend. Dass die sofortige Be-
schwerde später vom Landgericht an das 
Oberlandesgericht (Schifffahrtsoberge-
richt) abgegeben worden ist, das gemäß 
§ 11 des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren in Binnenschifffahrtssachen 
zuständig ist, spielt daher keine Rolle.

Die sofortige Beschwerde ist auch be-
gründet.

Ausweislich der Begründung richtet sich 
die Beschwerde nur dagegen, dass die 
Kosten für das Verklarungsverfahren 
nach dem vollen für das Verklarungs-
verfahren festgesetzten Streitwert an-
gesetzt worden sind und nicht nach dem 
niedrigeren Streitwert für das Hauptsa-
cheverfahren.

Auf die Frage, ob überhaupt die Kosten 
des Verklarungsverfahrens im Kosten-
festsetzungsverfahren berücksichtigt 
werden können, kommt es daher nicht 
an. Die Klägerin hat ausdrücklich er-
klärt, dass sie dies hinnimmt. Der Senat 
hält die Entscheidung des Amtsgerichts 
(Schifffahrtsgerichts) insoweit auch für 
richtig. Dies entspricht - soweit ersicht-
lich - der einheitlichen obergerichtlichen 
Rechtsprechung. Die Rechtsvorgängerin 
der Klägerin, die Beklagte und die Neben-
intervenientin zu 1) waren alle an dem 
Verklarungsverfahren beteiligt.

Die Kosten für das Verklarungsverfahren 
sind aber im vorliegenden Fall nach dem 
Streitwert des Hauptsacheverfahrens an-
zusetzen.

Die Kosten des Verklarungsverfahrens 
sind dann Teil der Kosten des Haupt-
verfahrens, wenn der Verfahrensgegen-
stand der Verklarung mit dem Streitge-
genstand der Hauptsache identisch ist 
(OLG Nürnberg, Beschluss vom 26.7. 
2016, 9 W 450/16 BSch, ZfB 2016, Samm-
lung Seite 2444 f; v. Waldstein/Holland, 
Binnenschifffahrtsrecht, 5. Aufl., § 14 Bin-
SchG, Rn. 11 m.w.N.).

Es wird/wurde die Auffassung vertre-
ten, dass im Kostenfestsetzungsverfah-
ren die Kosten eines vorausgegangenen 
Verklarungsverfahren nur im Verhältnis 
des Streitwertes des Hauptsacheverfah-
rens zu dem Gegenstandswert des Ver-
klarungsverfahrens erstattungsfähig 
sind, wenn Gegenstand der Verklarung 
und Gegenstand des Hauptsacheprozes-
ses nur teilweise identisch sind (vgl. OLG 
Karlsruhe VRS 83, 251, 254; Waldstein/
Holland, a.a.O., Rn. 14).

Der Senat folgt jedenfalls für den vorlie-
genden Fall dieser Auffassung.

Zweifel könnten deshalb bestehen, weil 
der BGH zur vergleichbaren Problema-
tik beim selbständigen Beweisverfahren 
entschieden hat, dass es für eine Iden-
tität der Streitgegenstände ausreiche, 
wenn nur Teile des Streitgegenstands 
eines selbständigen Beweisverfahrens 
zum Gegenstand der anschließenden 
Klage gemacht würden (vgl. BGH NJW-
RR 2006, 810, zitiert nach juris, Tz. 12, 
m.w.N.). Die Kosten des selbständigen 
Beweisverfahrens gehörten auch dann zu 
den Kosten des Klageverfahrens, wenn 
die Hauptsacheklage hinter dem Verfah-
rensgegenstand des selbständigen Be-
weisverfahrens zurückbleibe. In diesem 
Fall könne im Hauptsacheverfahren dem 
Antragsteller in entsprechender Anwen-
dung von § 96 ZPO die dem Antragsgeg-
ner durch den überschießenden Teil des 
selbständigen Beweisverfahrens ent-
standenen Kosten auferlegt werden. 
Habe das Gericht der Hauptsache von 
dieser Möglichkeit keinen Gebrauch ge-
macht, scheide eine Korrektur der Kos-
tengrundentscheidung im Wege der Kos-
tenfestsetzung aus (BGH, a.a.O., Tz. 14, 
m.w.N.).

Der Senat hat Zweifel, ob sich diese 
Grundsätze auf das Verklarungsverfah-
ren ohne Weiteres

übertragen lassen: Das Verklarungsver-
fahren und das selbständige Beweis-
verfahren haben zwar eine vergleichba-
re Funktion (Sicherung von Beweisen), 
sind aber unterschiedlich ausgestaltet. 
Das selbständige Beweisverfahren ist in 
der Regel ein kontradiktorisches Verfah-
ren zwischen Antragsteller und Antrags-
gegner (vgl. BGHZ 194, 68, zitiert nach 
juris, Tz. 22; BGHZ 199, 190, zitiert nach 
juris, Tz. 25). In diesem Zusammenhang 
ist es sinnvoll, von „Angriffs- oder Ver-
teidigungsmitteln« zu sprechen, deren 
Erfolglosigkeit bei einer Kostenentschei-
dung gemäß §  96 ZPO berücksichtigt 
werden kann. Bei einem Verklarungsver-
fahren handelt es sich um ein Verfahren 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (unter-
nehmensrechtliches Verfahren, § 375 Nr. 
2, § 402 ff. FamFG), das nicht kontradik-
torisch ausgestattet ist. Gemäß § 11 Bin-
SchG ist nur der Schiffer antragsberech-
tigt; die an Schiff und Ladung Beteiligten 
und sonst durch den Unfall Betroffenen 
sind Beteiligte, die sich nicht unbedingt 
als Gegner gegenüberstehen müssen. 
Das hindert zwar nicht, dass die Kosten 
des Verklarungsverfahrens grundsätzlich 
Kosten des Hauptsacheverfahrens sind 
(vgl. OLG Nürnberg, ZfB 2016, Sammlung 
Seite 2444 r. Sp.), lässt die Anwendbar-
keit von §  96 ZPO aber zweifelhaft er-
scheinen, so dass Bedenken bestehen, 
dass die Rechtsprechung des BGH zu 
den Kosten des selbständigen Beweis-
verfahrens vollen Umfangs hinsichtlich 
der Kosten des Verklarungsverfahrens 
Anwendung finden kann.

Dies muss aber nicht abschließend ent-
schieden werden. Gegenstand der Ent-
scheidungen des BGH waren überwie-
gend Fälle, in denen Ansprüche des 
Antragstellers des selbständigen Be-
weisverfahrens gegen den Antragsgeg-
ner des selbständigen Beweisverfahrens 
Gegenstand des späteren Hauptsache-
verfahrens waren, nur in verringertem 
Umfang. Im vorliegenden Fall betraf das 
Verklarungsverfahren aber unterschied-
liche Interessen einzelner Beteiligter. Im 
Schriftsatz der Vertreter des Antragstel-
lers im Verklarungsverfahren vom 3. 12. 
2014 war angegeben worden, dass den 
Ladungsinteressenten ein Schaden in 
Höhe von 262.885,52 € entstanden sein 
soll (dies war Gegenstand des ursprüng-
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lichen Klagantrags im Hauptprozess) und 
dass der Beteiligten zu 5) (H) für die Ber-
gung der Lukendeckel und des Leichters 
ein Schaden von 93.308,70 € entstanden 
sein soll. Diese beiden Schadenspositio-
nen führten zur Festsetzung des Gegen-
standswertes auf 356.194,22 € im Ver-
klarungsverfahren. Diese (möglichen) 
Schäden waren aber auch Gegenstand 
des Verklarungsverfahrens.

Soweit es um mögliche Ansprüche der 
H geht, waren diese Gegenstand des 
Verklarungsverfahrens, nicht aber Ge-
genstand des vorliegenden Hauptsa-
cheverfahrens. Von einer Identität der 
Streitgegenstände kann insoweit nicht 
ausgegangen werden. Entscheidend ist 
nicht, dass es überhaupt mehrere Betei-
ligte gibt. Entscheidend ist aber, dass es 
um unterschiedliche Ansprüche unter-
schiedlicher Beteiligter geht:

Der BGH hat hinsichtlich der Kosten des 
selbständigen Beweisverfahrens zwar 
entschieden,

dass eine nur anteilige Erstattung nicht 
erfolgt, wenn ein selbständiges Beweis-
verfahren gegen zwei Antragsgegner ein-
geleitet wird, aber nur einer der beiden 
Antragsgegner später verklagt wird (BGH 
NJW-RR 2004, 1651, zitiert nach juris, Tz. 
10). Er hat das damit begründet, dass die 
Kosten des Beweisverfahrens nicht ge-
ringer wären, wenn der weitere Antrags-
gegner hinweggedacht werden wür-
de. Der BGH hat in dieser Entscheidung 
aber auch betont, dass in dem Fall, dass 
die Hauptsache hinter dem Verfahrens-
gegenstand des selbständigen Beweis-
verfahrens deshalb zurückbleibt, weil im 
selbständigen Beweisverfahren weitere 
Mängel untersucht wurden, die nur an-
dere Verfahrensbeteiligte betrafen, die 
Kostenentscheidung der Hauptsache 
mangels Parteiidentität die Kosten des 
Beweisverfahrens nicht vollständig er-
fasse. Der Kläger habe dann im Rahmen 
der Kostenfestsetzung nur Anspruch auf 
anteilige Erstattung (BGH NJW-RR 2004, 
1561, zitiert nach juris, Tz. 10).

Das entspricht genau dem vorliegenden 
Sachverhalt. Das Verklarungsverfahren 
betraf auch Fragen (mögliche Schäden 
der H), die nicht Gegenstand des Haupt-
sacheverfahrens waren.

Es kann dahingestellt bleiben, ob in ei-
nem Fall wie dem vorliegenden, in dem 
es nur eine Teilidentität der Gegenstän-
de des Verklarungsverfahrens einerseits 
und des Hauptsacheverfahrens anderer-
seits gibt, die Kosten des Verklarungsver-
fahrens nach dem Streitwert des Haupt-
sacheverfahrens berechnet werden oder 
ob die Kosten des Verklarungsverfahrens 
nach dem Verhältnis zwischen gesam-
ten Streitwert und Teilstreitwert quo-
tiert werden. Die Klägerin ist aber offen-
sichtlich damit einverstanden, dass die 
Berechnung nach dem Streitwert des 
Hauptsacheverfahrens erfolgt (»Die Klä-

gerin hält es aber nach wie vor für unge-
rechtfertigt, dass die D Kosten nach ei-
nem Streitwert geltend machen kann, 
der den Streitwert des Hauptsachever-
fahrens übersteigt«). Dies ist die für die 
Klägerin (geringfügig) ungünstigere Be-
rechnungsmethode (gegenüber einer 
quotenmäßigen Aufteilung der Kosten 
des Verklarungsverfahrens), so dass der 
Senat sie zugrunde legt.

Damit ergibt sich folgende Berechnung 

Kosten des streitigen Verfahrens:
6.76204 € 
1,3 Verfahrensgebühr nach einem 
Streitwert von 262.885,52 €: 2.821,00 € 
1,2 Terminsgebühr Streitwert von
262.885,52 €: 2.604,00 €
Auslagenpauschale 20,00 €, Reisekos-
ten 408,86 € = 12.615,90 €.
Die Entscheidung über die Kosten des Be-
schwerdeverfahrens beruht auf § 91 ZPO.

Mitgeteilt durch Rechtsanwalt  
Thomas Wanckel, Hamburg

Anmerkung der Redaktion:

Während das Schiffahrtsgericht Hamburg 
die Kosten des vorrangegangenen Verkla-
rungsverfahrens zu 100 % als Prozesskos-
ten des nachfolgenden Streitverfahrens 
behandelt hatte (ZfB 2017, Sammlung Sei-
te 2479 f - versehentlich als rechtskräftig 
bezeichnet d. Red.), hat nun das Hanseati-
sche Oberlandesgericht (als Schiffahrtso-
bergericht) diese Frage abweichend be-
urteilt. Dazu sei angemerkt:

Der Gegenstandswert im Verklarungs-
verfahren richtet sich nach der Summe 
der insgesamt bei allen Beteiligten ent-
standenen Schäden. Auf dieser Grund-
lage werden die Gerichtskosten und die 
Rechtsanwaltsgebühren im Verklarungs-
verfahren abgerechnet. Nicht selten 
kommt es dazu, dass nicht alle Schäden, 
die Gegenstand des Verklarungsverfah-
rens waren, auch Gegenstand des oder 
der folgenden Streitverfahren werden. In 
diesem Fall stellt sich die Frage, ob die 
einer Prozesspartei des Streitverfahrens 
entstandenen Kosten im vorangegange-
nen Verklarungsverfahren zu 100 % Kos-
ten des folgenden Streitverfahrens und 
deshalb vom unterliegenden Teil zu er-
setzen sind. Ständige und jahrzehntealte 
Praxis der Schiffahrtsgerichte ist es, die 
Kosten unabhängig von der Identität des 
Gegenstandes zu 100 % als Prozesskos-
ten anzusehen. Dies hat das Schiffahrtso-
bergericht Hamburg unter Berufung auf 
die Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofes zum selbständigen Beweisverfah-
ren im vorliegenden Fall abweichend ent-
schieden.

Diese Entscheidung ist im Ergebnis aus 
mehreren Gründen wenig überzeugend: 
Wie das Schiffahrtsobergericht selbst zu-
treffend feststellt, unterscheidet sich das 
Verklarungsverfahren in Prozedere und 
Funktion ganz erheblich vom selbständi-

gen Beweisverfahren. Das selbständige 
Beweisverfahren wird in der Regel von 
zwei späteren Prozessparteien kontradik-
torisch als vorweg genommene Beweis-
erhebung durchgeführt. Die Parteiidenti-
tät und die Identität des Gegenstandes ist 
im Beweissicherungsverfahren die Regel.

Ganz anders aber das Verklarungsver-
fahren. Das Verklarungsverfahren ist da-
durch gekennzeichnet, dass sämtliche 
Beteiligten an einer Havarie das Recht 
haben, als Beteiligte im Verfahren bei-
zutreten. Sie können ihre Interessen im 
Zusammenhang einer einheitlichen Auf-
klärung des Schiffsunfalles in das Ver-
klarungsverfahren einbringen. Die Ver-
pflichtung des Verklarungsgerichtes den 
Havariehergang aufzuklären, ist völlig 
unabhängig davon, ob später ein Streit-
verfahren geführt wird. Das Verfah-
ren dient der vollständigen Aufklärung 
des gesamten Havarieherganges und 
der dabei entstandenen Schäden. Des-
halb sind die Verfahrensbevollmächtig-
ten des Verklarungsverfahrens gehalten, 
auf der Grundlage des später festgesetz-
ten Verklarungswertes im Verhältnis zu 
ihren Mandanten abzurechnen, selbst 
wenn die Mandantschaft selbst keinerlei 
Schaden oder nur einen Teil des verfah-
rensgegenständlichen Schadens erlitten 
haben. Anders als im selbständigen Be-
weisverfahren unterliegt der Umfang der 
Sachverhaltsaufklärung gerade nicht der 
Parteimaxime, sondern dem Amtsermitt-
lungsgrundsatz. Die Parteien können da-
her die Beweisaufnahme beeinflussen, 
deren Umfang aber nicht bestimmen.

Folge der hier wiedergegebenen Ent-
scheidung des Hanseatischen Oberlan-
desgerichtes wäre es in derartigen Fäl-
len, dass die Verfahrensbeteiligten des 
Verklarungsverfahrens auf einem (unter 
Umständen erheblichen) Teil der Verkla-
rungskosten sitzenbleiben, selbst wenn 
sie letztendlich das Verfahren gegen ih-
ren Prozessgegner zu 100 % gewinnen. 
Anlass für die Beteiligung der späteren 
Prozesspartei des Streitverfahrens am 
Verklarungsverfahren waren aber (nur) 
die dann später streitgegenständlichen 
Ansprüche. Warum soll ein Teil der Ver-
klarungskosten unter diesen Umständen 
bei der später obsiegenden Partei ver-
bleiben? Sie waren notwendig zur Vor-
bereitung des Streitverfahrens.

Deshalb ist es sachgerecht, wenn entge-
gen der vorstehend zitierten Entschei-
dung in Übereinstimmung mit der bis-
herigen Praxis in Schiffahrtssachen 
Verklarungskosten grundsätzlich zu 100 
% als Teil der Prozesskosten angesetzt 
werden, auch wenn der Verklarungswert 
und der Streitwert eine unterschiedli-
che Höhe haben, wie es die erste Instanz 
(Schiffahrtsgericht Hamburg) mit zutref-
fender Begründung entschieden hatte.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer,  
Frankfurt am Main
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Urteil des Oberlandesgerichtes Nürn-
berg vom 24. Januar 2018, Az.: 12 U 
1435/17 (Landgericht Regensburg, Az.: 
2 HK O 1833/16).

1. Auf die Berufung der Klägerin wird 
das Endurteil des Landgerichts Regens-
burg vom 07.07.2017, Az. 2 HK 0 1833/16, 
in Ziffer 2. aufgehoben und in Ziffer 1. 
dahingehend abgeändert, dass die Be-
klagte verurteilt wird, an die Klägerin 
60.503,57 EUR zu bezahlen. Im Übrigen 
wird die Klage abgewiesen.

II. Die weitergehende Berufung der Klä-
gerin wird zurückgewiesen.

III. Die Berufung der Beklagten gegen das 
Endurteil des Landgerichts Regensburg 
vom 07.07.2017, Az. 2 HK 0 1833/16, wird 
zurückgewiesen.

IV Von den Kosten des Rechtsstreits in 
erster Instanz tragen die Klägerin 20 % 
und die Beklagte 80 %. Von den Kosten 
des Berufungsverfahrens tragen die Klä-
gerin 29 % und die Beklagte 71 %.

V Das Urteil ist vorläufig vollstreck-
bar. Die Beklagte kann die Zwangsvoll-
streckung durch Sicherheitsleistung in 
Höhe von 110 % des vollstreckbaren Be-
trags abwenden, wenn nicht die Klägerin 
vor der Zwangsvollstreckung Sicherheit 
in Höhe von 110 Prozent des zu vollstre-
ckenden Betrags leistet.

Beschluss

Der Streitwert wird für das Berufungs-
verfahren auf 75.629,46 EUR festgesetzt.

Gründe:

I. Die Parteien streiten über Ansprüche 
im Zusammenhang mit dem Transport 
von Mais auf der Donau.

Die Klägerin ist ein internationales Logis-
tikunternehmen mit Sitz in Belgrad/Ser-
bien. Die Beklagte führt Binnenschiff-
fahrtstransporte durch und hat ihren Sitz 
in Barbing/Deutschland.

Die Klägerin verlangt von der Beklagten 
die Erstattung ihr entstandener Kosten 
sowie den Ersatz entstandener Schäden 
aus eigenem und abgetretenem Recht im 
Zusammenhang mit der Befolgung einer 
ihr von der Beklagten erteilten Weisung 
betreffend der unterlassenen Löschung 
eines Maistransportes in Constanta/Ru-
mänien.

Dem liegt folgender Sachverhalt zu Grun-
de:
Die A gab den Transport von insgesamt 
2.330,403 t Mais auf der Donau von Bac-
ka Palanka/Serbien nach Constanta/Ru-
mänien über eine sog. Frachtführerkette 

(E und V) in Auftrag.
Die Klägerin und die Beklagte hatten am 
12.06.2015 eine »cargo booking note« 
abgeschlossen. Ebenfalls unter dem 
12.06.2015 hatten die Beklagte und die V 
eine »cargo booking note« abgeschlos-
sen.

Die. Klägerin führte den Transport 
mit einem Schubboot und zwei Leich-
tem aus. Dazu nahm sie die Ladung 
am 22.06.2015 in Backa Palanka/Ser-
bien auf und transportierte diese auf 
der Donau nach Constanta/Rumäni-
en, wo der Schubverband der Kläge-
rin am 03.07.2015 eintraf und sich am 
06.07.2015 bei der Empfängerin der La-
dung, der A löschbereit meldete.

Hinsichtlich des Transportes und der zu-
grundeliegenden Rechtsverhältnisse 
wird im Übrigen auf den Tatbestand der 
angefochtenen Entscheidung Bezug ge-
nommen.

Nach Ankunft des Transportes in Con-
stanta/Rumänien bezahlte die Beklag-
te der Klägerin die vereinbarte Fracht in 
Höhe von 26.380,16 EUR.

Mit Wirkung zum 03.07.2015 trafen die 
Parteien eine als »subrogation agree-
ment« bezeichnete Vereinbarung.

Am 06.07.2015 erteilte die Beklagte der 
Klägerin die Weisung, die Ladung der 
Barge »72725« nicht zu löschen, da die 
V die vereinbarte Fracht in Höhe von 
28.547,44 EUR nicht bezahlt hätte. Die 
Barge »72725« verblieb mit der darauf be-
findlichen Ladung von 1.163,5 t Mais im 
Hafen von Constanta ungelöscht liegen.

Mit E-Mail vom 07.07.2015 forderte die 
Beklagte die V zur Zahlung der Fracht 
auf und drohte an, die Barge bis zu der 
Bezahlung der Fracht nicht zu entladen. 
Die E-Mail vom 07.07.2015 sandte die Be-
klagte nachrichtlich auch an die Empfän-
gerin der Ladung, die A.
 
Mit E-Mail vom 08.07.2015 und vom 
10.07.2015 machte die Beklagte gegen-
über der V und der A aufgrund des mit 
der Klägerin getroffenen »subrogation 
agreements« ein Pfandrecht an der La-
dung bis zu der Bezahlung der von Sei-
ten der V geschuldeten Fracht geltend.

Weder durch die V noch die A wurde die 
Fracht bezahlt. In der Folgezeit bemüh-
te sich die Beklagte vergeblich, den in 
der Barge »72725« verbliebenen Mais im 
Wege des Notverkaufs zu veräußern.

Am 14.10.2015 wurde auf Veranlassung 
der A gutachterlich festgestellt, dass die 
Ware teilweise verdorben war. Es wur-
de ein Schaden an der Ladung in Höhe 
von 44.698,21 EUR errechnet. Für die Er-

stellung des Gutachtens wurde ein Be-
trag in Höhe von 1.280 EUR in Rechnung 
gestellt.

Entgegen der ausdrücklichen Weisung 
der Beklagten ließ die Klägerin die La-
dung am 14.10.2015 durch die Empfän-
gerin, die A löschen.

Noch am 14.10.2015 forderte die Beklagte 
von der Klägerin vergeblich die an sie ge-
zahlte Fracht in Höhe von 26.380,16 EUR 
zurück.

Die Klägerin stellte ihrerseits der Beklag-
ten unter dem 29.12.2015 Liegegeldkos-
ten in Höhe von 29.651,25 EUR in Rech-
nung. Die Beklagte wies diese Rechnung 
zurück und stellte der Klägerin unter 
dem 29.12.2015 einen Betrag in Höhe von 
63.198,69 EUR in Rechnung.

Die Klägerin zahlte an die Empfänge-
rin/Absenderin der Ladung insgesamt 
45.978,21 EUR. Im Gegenzug traten 
die A und die D unter dem 11.08.2016 / 
12.08.2016 sämtliche Ansprüche in Ver-
bindung mit dem Transport von 1.163,5 t 
Mais von Novi Sat (Serbien) nach Con-
stanta (Rumänien) wegen der verspäte-
ten Löschung der Ladung und wegen La-
dungsschäden an die Klägerin ab, die die 
Abtretung annahm.

Die Klägerin hat vorgetragen, sie sei von 
der Beklagten und nicht von der V mit 
dem Transport beauftragt worden.

Sie habe sich zu dem Abschluss des »su-
brogation agreements« bereit erklärt, 
um die Beklagte dabei zu unterstützen, 
die von der V geschuldete Fracht zu re-
alisieren.

Der in der Barge »72725« verbliebene 
Mais habe im Oktober 2015 sichtlich zu 
leiden begonnen. Um einen noch höhe-
ren Schaden zu vermeiden, habe sie sich, 
über die Weisung der Beklagten hinweg-
gesetzt und die Löschung der Ladung 
durch die Empfängerin, die A zugelassen.

Die Klägerin hat die Auffassung vertre-
ten, sie habe gegen die Beklagte gemäß 
Art. 15 c CMNI einen Anspruch auf Er-
satz der. Kosten, die ihr durch das Befol-
gen der Weisung der Beklagten entstan-
den seien. Sie habe an die Empfängerin, 
die A einen Schadensersatz in Höhe von 
44.698,21 EUR sowie für die Begutach-
tung einen Betrag in Höhe von 1.280 EUR, 
insgesamt 45.978,21 EUR leisten müs-
sen. Zudem seien Liegegefder in Höhe 
von 29.651 EUR angefallen, die die Be-
klagte zu erstatten habe.

Die Klägerin. hat zuletzt beantragt:

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klä-
gerin 75.629,21 EUR zu zahlen. 
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Die Beklagte hat beantragt:

Klageabweisung.

Die Beklagte hat gemeint, die Klägerin 
sei bereits nicht aktivlegitimiert, da die-
se ihre Ansprüche mit der als »subroga-
tion agreement« bezeichneten Verein-
barung vollumfänglich an die Beklagte 
abgetreten habe.

Zudem sei das angerufene Landgericht 
Regensburg weder örtlich noch interna-
tional zuständig. Die Beklagte hat ferner 
behauptet, lediglich als Agent/Vermittler 
aufgetreten zu sein.

Durch das eigenmächtige und wei-
sungswidrige Verhalten der Klägerin sei 
der Beklagten ein Schaden in Höhe von 
63.198,69 EUR entstanden. Mit diesem 
Schadensersatzanspruch hat die Beklag-
te die Prozessaufrechnung erklärt.

Im Übrigen wird auf den Tatbestand der 
angefochtenen Entscheidung verwiesen.

Das Landgericht Regensburg hat die Be-
klagte verurteilt, einen Betrag in Höhe 
von 37.840,61 EUR an die Klägerin zu zah-
len. Im Übrigen hat es die Klage abgewie-
sen. Zur Begründung hat das Landgericht 
zunächst ausgeführt, es sei sachlich und 
örtlich zuständig. Die Klägerin habe ge-
gen die Beklagte gemäß Art. 15 c CMNI 
einen Anspruch auf Ersatz des ihr im 
Zuge der Weisung entstandenen Scha-
dens, der aber gemäß Art. 8 Abs. 1 Satz 
2 CMNI wegen eines (eigenen) mitverur-
sachenden Verhaltens der Klägerin auf 
die Hälfte zu kürzen sei.

Zwischen den Parteien sei ein Frachtver-
trag, auf den die CMNI anzuwenden sei, 
geschlossen worden. Die Klägerin habe 
den Weisungen der Beklagten Folge leis-
ten müssen.

Die Beklagte habe der Klägerin gemäß 
Art. 15 c CMNI alle Kosten und Schäden 
zu ersetzen, die durch das Befolgen der 
Weisung eingetreten seien. Es ergebe 
sich insoweit grundsätzlich ein Anspruch 
der Klägerin in Höhe von 75.629,21 EUR. 
Allerdings sei dieser Anspruch gemäß 
Art. 8 Abs. 1 Satz 2 CMNI wegen eines 
mitverursachenden Verhaltens der Klä-
gerin auf die Hälfte zu kürzen. Dieses Ver-
schulden sei aus der als »subrogation 
agreement« bezeichneten Vereinbarung 
abzuleiten, denn diese würde ein kollu-
sives Zusammenwirken der Parteien zu 
Lasten der Absenderin bzw. Empfänge-
rin der Ladung, der A darstellen. 

Der Einwand der Beklagten, die Kläge-
rin sei nicht aktivlegitimiert, greife nicht.

Die Prozessaufrechnung der Beklagten 
würde ins Leere gehen.

Gegen diese Entscheidung des Landge-
richts Regensburg wenden sich beide 
Parteien jeweils mit dem Rechtsmittel 
der Berufung.

Gegen das ihr am 17.07.2017 zugestellte 
Endurteil des Landgerichts hat die Klä-
gerin mit Schriftsatz vom 11.08.2017 Be-
rufung eingelegt, die sie mit Schriftsatz 
vom 15.09.2017, eingegangen bei Gericht 
am gleichen Tag, begründet hat.

Die Klägerin verfolgt mit ihrer Berufung 
gegen das Endurteil des Landgerichts 
den zuletzt erstinstanzlich gestellten Kla-
geantrag in der Berufungsinstanz weiter, 
wobei sie – nach Korrektur eines Additi-
onsfehlers mit dem Rechtsmittel von der 
Beklagten zuletzt die Zahlung eines Be-
trages in Höhe von 75.629,46 EUR bean-
sprucht.

Der Kostenerstattungs- und Schadenser-
satzanspruch der Klägerin resultiere da-
raus, dass die Klägerin der Weisung der 
Beklagten Folge geleistet habe. Entgegen 
der Auffassung des Landgerichts komme 
ein (Mit-)Verschulden der Klägerin inso-
weit nicht in Betracht.

Ferner rügt sie, das Landgericht habe 
zu Unrecht den Anspruch der Klägerin 
unter Hinweis auf die als »subrogation 
agreement« bezeichnete Vereinbarung 
gekürzt. Die Beklagte selbst habe die Klä-
gerin um diese Vereinbarung gebeten.

Schließlich habe sich die Beklagte in dem 
»subrogation agreement« verpflichtet, 
Kosten und Ausgaben der Klägerin zu 
tragen.

Die Beklagte verteidigt insoweit die erst-
instanzliche Entscheidung.

Sie führt ergänzend aus, aufgrund der als 
»subrogation agreement« bezeichneten 
Vereinbarung sei die Beklagte der Kläge-
rin gegenüber von jeglichen Kosten be-
freit worden.

Gegen das ihr am 11.07.2017 zugestellte 
Endurteil hat die Beklagte mit Schriftsatz 
vom 02.08.2017, eingegangen bei Ge-
richt am 03.08.2017, ebenfalls Berufung 
eingelegt, die sie mit Schriftsatz vom 
05.09.2017, eingegangen bei Gericht am 
gleichen Tag, begründet hat.
Die Beklagte verfolgt mit ihrer Berufung 
gegen das Endurteil des Landgerichts 
den bereits erstinstanzlich gestellten 
Antrag auf Klageabweisung in der Beru-
fungsinstanz weiter.
Zur Begründung führt sie aus, das Land-
gericht sei bereits nicht örtlich zustän-
dig gewesen. Ausschließlich zuständig 
sei das Gericht in Constanta/Rumänien.

Zudem sei die Klägerin nicht aktivlegiti-
miert, da sie der Beklagten mit der als 

»subrogation agreement« bezeichneten 
Vereinbarung sämtliche Ansprüche ab-
getreten habe.

Ferner sei die Beklagte nur Vermittlerin 
und nicht Auftraggeberin der Klägerin 
gewesen.

Das Landgericht hätte, der Klägerin die 
geltend gemachten Ansprüche nicht zu-
sprechen dürfen. Sämtliche Behauptun-
gen der Klägerin seien durch die Beklagte 
bestritten und insoweit Beweis ange-
boten worden; gleichwohl sei eine Ent-
scheidung des Landgerichts – ohne die 
Durchführung einer Beweisaufnahme – 
ergangen. Das Bestreiten der Beklagten 
sei nicht ins Blaue hinein erfolgt und da-
her zu berücksichtigen gewesen.

Die Klägerin verteidigt die ihre günstige 
erstinstanzliche Entscheidung.

Zur Begründung führt sie zunächst aus, 
das Landgericht sei rechtsfehlerfrei von 
seiner Zuständigkeit ausgegangen.

Die Klägerin sei zudem für die geltend ge-
machten Ansprüche aktivlegitimiert.

Ebenfalls zutreffend habe das Landge-
richt die bestehenden Rechtsverhältnis-
se festgestellt.

Der Senat hat den Parteien mit der Ter-
minsverfügung vom 06.12.2017 einen 
Hinweis gemäß § 139 ZPO erteilt, auf den 
Bezug genommen wird.

Die Klägerin, Berufungsklägerin und Be-
rufungsbeklagte beantragt,

unter Abänderung des Urteiles des Land-
gerichts Regensburg vom 07.07.2017, Az.: 
2 HK 0 1833/16, wie folgt zu erkennen:

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klä-
gerin 75.629,46 EUR zu zahlen. 

Die Beklagte, Berufungsbeklagte und Be-
rufungsklägerin beantragt,

die Berufung der Klägerin gegen das Ur-
teil des LG Regensburg vom 07.07.2017 mit 
dem Az. 2 HK 0 1833/16 kostenpflichtig 
abzuweisen.

Ferner beantragt die Beklagte, Beru-
fungsbeklagte und Berufungsklägerin:
Das am 07.07.2017 verkündete Endurteil 
des LG Regensburg mit dem Az. 2 HK O 
1833/16 wird, soweit er Klägerin ein Be-
trag von 37.840,61 EUR zugesprochen 
wurde, aufgehoben und die Klage insge-
samt abgewiesen.

Die Klägerin, Berufungsklägerin und Be-
rufungsbeklagte beantragt,

die Berufung der Beklagten gegen das 
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Urteil des Landgerichts Regensburg vom 
07.07.2017, Az.: 2 HK 0 1833/16, kosten-
pflichtig zurückzuweisen.

Ergänzend wird hinsichtlich des Vortrags 
der Parteien auf die gewechselten Schrift-
sätze und die Sitzungsniederschrift des 
Senats vom 24.01 .2018 verwiesen.

II. Während die zulässige Berufung der 
Klägerin teilweise Erfolg hat, bleibt der 
zulässigen Berufung der Beklagten der 
Erfolg versagt.
1. Die zulässige Berufung der Klägerin 
hat teilweise Erfolg.

a) Das Landgericht Regensburg hat zu 
Recht seine internationale Zuständigkeit 
angenommen. Die insoweit durch die Be-
klagte erhobene Rüge der fehlenden in-
ternationalen Zuständigkeit des Land-
gerichts Regensburg greift nicht durch, 
denn dieses ist jedenfalls gemäß Art. 
4 Abs. 1 EuGVVO (als Gericht des Sitzes 
der Beklagten) international (all-)zustän-
dig. Ein abweichender ausschließlicher 
Gerichtsstand wurde durch die Partei-
en weder behauptet noch ist ein solcher 
dem Senat sonst ersichtlich.

Auf den vorliegenden Rechtsstreit ist die 
EuGVVO auch anzuwenden, nachdem 
dieser als zivil-rechtliche Streitigkeit mit 
Auslandsbezug zu qualifizieren ist und 
die Beklagte ihren Sitz in der Bundesre-
publik Deutschland und damit in einem 
Mitgliedstaat hat.

Soweit die Beklagte meint, die Zustän-
digkeit des Gerichts in Constanta/Ru-
mänien sei begründet, handelt es sich 
bei dem von ihr in Bezug genommenen 
Gerichtsstand des Erfüllungsortes (Art. 
7 Nr. 1 EuGVVO) um einen besonderen 
Gerichtsstand. Die besonderen Zustän-
digkeitsregeln in den Artt. 7 ff. EuGVVO 
stellen aber nur eine zusätzliche Option 
für die Klägerin dar, ohne dass sie die in 
Art. 4 Abs. 1 EuGVVO stipulierte Allzu-
ständigkeit des Wohnsitzstaats berühren 
würden (vgl. Zöller/Geimer, ZPO, 32 Aufl., 
Art. 7 EuGVVO Rn. 1).
Demgegenüber kann die fehlende örtli-
che, sachliche und funktionelle Zustän-
digkeit der Handelskammer des Land-
gerichts Regensburg die Berufung nicht 
rechtfertigen, § 513 Abs. 2 ZPO (vgl. BGH, 
Urteil vom 22.11.2002 – III ZR 102/02, NJW 
2003, 426 f.).

b) Ferner hat das Landgericht im Grund-
satz rechtsfehlerfrei festgestellt, dass die 
Klägerin gegen die Beklagte gemäß Art. 
15 c CMNI einen Anspruch auf den Ersatz 
des ihr im Zuge der durch die Beklagte er-
teilten Weisung entstandenen Schadens 
hat, wobei es zutreffend von der Anwen-
dung des Budapester Übereinkommens 
über den Vertrag über die Güterbeförde-
rung in, der Binnenschifffahrt (CMNI) auf 

den gegenständlichen Rechtsstreit aus-
gegangen ist.
Denn zwischen der Beklagten und der 
Klägerin ist mit der »cargo booking note« 
vom 12.06.2015 ein Frachtvertrag im Sin-
ne des Art. 1 Nr. 1 CMNI zustande gekom-
men. Mit dieser Vereinbarung wurde die 
Klägerin durch die Beklagte beauftragt, 
auf der Donau serbischen Mais von Bac-
ka Palanka/Serbien nach Constanta/Ru-
mänien zu transportieren. Ferner wurden 
in dem Frachtvertrag als Ladehafen bzw. 
Übernahmeort der Ladung Backa Palan-
ka/Serbien und als Löschhafen bzw. Ab-
lieferungsort Constanta/Rumänien und 
damit Orte in zwei verschiedenen Staa-
ten gemäß Art. 2 Abs. 1 CMNI verein-
bart, die zudem beide Vertragsstaaten 
der CMNI waren (vgl. Koller, Transport-
recht, 9. Aufl., Art. 2 CMNI Rn. 2).

Nach Ankunft des Transportes in Con-
stanta/Rumänien bezahlte die Beklagte 
der Klägerin auch die vereinbarte Fracht 
in Höhe von 26.380,16 EUR.

Demgegenüber dringt die Beklagte nicht 
mit ihrer Rüge durch, sie sei nur Vermitt-
lerin und nicht Auftraggeberin der Klä-
gerin gewesen. Bereits der »cargo boo-
king note« ist zu entnehmen, dass sich 
die Klägerin der Beklagten – und nicht ei-
nem Dritten – gegenüber zu dem Trans-
port verpflichtet hat. Dementsprechend 
verpflichtete sich die Beklagte zu der Zah-
lung der vereinbarten Fracht sowie anfal-
lender Liegegelder. Ferner bezahlte die 
Beklagte nachfolgend auch die verein-
barte Fracht an die Klägerin und verein-
nahmte von dieser nicht nur eine Mak-
ler oder sonstige Vermittlungsgebühr. 
Überdies hatte die Beklagte ebenfalls 
am 12.06.2015 gemäß der »cargo boo-
king note« einen weiteren Frachtvertrag 
mit der V abgeschlossen und sich da-
mit ihrerseits verpflichtet, für den Trans-
port des streitgegenständlichen Maises 
auf der Donau von Backa Palanka/Serbi-
en nach Constanta/Rumänien zu sorgen. 
Schließlich beanspruchte die Beklagte 
aufgrund dieser Vereinbarung von der 
V die vereinbarte Fracht und wiederum 
nicht lediglich eine Makler- oder sonsti-
ge Vermittlungsgebühr.
Nach Art. 15 c CMNI hat die Beklagte der 
Klägerin alle Kosten und Schäden zu er-
setzen, die durch die Ausführung der 
Weisung entstanden sind.

Unstreitig erteilte die Beklagte der Klä-
gerin am 06.07.2015 die Weisung, die La-
dung der Barge »72725« nicht zu löschen. 
Infolge dieser Weisung sind der Klägerin 
nach ihrem Vortrag Kosten und Schäden 
entstanden.

Die Klägerin hat insoweit zuletzt ei-
nen Betrag in Höhe von insgesamt 
75.629,46 EUR geltend gemacht, der 
sich aus einem Schadensersatzanspruch 

in Höhe von 44.698,21 EUR, einem An-
spruch auf Ersatz der Gutachterkosten in 
Höhe von 1.280 EUR und Liegeldkosten 
in Höhe von 29.651,25 EUR zusammen-
gesetzt hat.

aa) Die Klägerin kann von der Beklagten 
aus abgetretenem Recht die Zahlung ei-
nes Betrages in Höhe von 45.978,21 EUR 
gemäß Art. 15 c CMNI beanspruchen.

Die A und die D haben unter dem 
11.08.2016 /12.08.2016 sämtliche An-
sprüche in Verbindung mit dem Trans-
port von 1.163,5 t Mais von Novi Sad (Ser-
bien) nach Constanta (Rumänien) wegen 
der verspäteten Löschung der Ladung 
und wegen Ladungsschäden an die Klä-
gerin abgetreten; diese nahm die Abtre-
tung auch an.

Damit wurden die Ansprüche der Emp-
fängerin/Absenderin der Ladung, der A 
bzw. des Versicherers, der D, nach Art. 
16 Abs. 1 CMNI gegen die Klägerin als 
ausführende Frachtführerin wegen des 
infolge der unterlassenen Löschung der 
Barge »72725« während deren Obhuts-
zeit verdorbenen Maises an diese abge-
treten.

Die Klägerin haftet als ausführende 
Frachtführerin wie ein Frachtführer, vgl. 
Art. 4 Abs. 1 und 2 CMNI. Der ausfüh-
rende Frachtführer (etwa als Unter-Un-
ter-Frachtführer) haftet also vertraglich 
seinem Auftraggeber (dem Unter-Fracht-
führer) und nach der Logik des Art. 4 Abs. 
2 CMNI direkt dem Auftraggeber des die-
sen beauftragenden Hauptfrachtführers 
(also dem Urabsender) und dem durch 
den Hauptfrachtvertrag begünstigten 
Endempfänger sowie dem Auftragge-
ber (der Hauptfrachtführer oder ein ihm 
nachfolgender Unter-Frachtführer) des 
ihn beauftragenden Unter-Frachtführers 
und dem aus seinem Vertragsverhältnis 
begünstigten Empfänger (vgl. MüKoH-
GB/Otte, 3. Aufl., Art. 1 CMNI Rn. 34).

Nachdem der Mais in dem Zeitraum 
vom 06.07.2015 bis zum 14.10.2015 teil-
weise verdorben war, war auch eine Be-
schädigung der Ladung durch eine Sub-
stanzveränderung im Obhutszeitraum 
der Klägerin gemäß Art. 16 Abs. 1 CMNI 
eingetreten. Durch die Weigerung 
der Löschung der Ladung der Barge 
»72725« wurde ein Schaden in Höhe von 
44.698,21 EUR verursacht.
Darüber hinaus waren die Kosten für die 
Erstellung des Gutachtens in Höhe von 
1.280 EUR ebenfalls kausal durch die 
Weigerung der Löschung der Ladung 
entstanden.

Entgegen der Auffassung der Beklagten 
steht die als »subrogation agreement« 
bezeichnete Vereinbarung der Parteien 
einer Geltendmachung der an die Kläge-
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rin abgetretenen Ansprüche durch diese 
nicht entgegen.

Nach Ziffer 1. des »subrogation ag-
reements« sollten mit Wirkung zum 
03.07.2015 die Rechte in vollem Umfang 
durch Forderungsabtretung von der Klä-
gerin auf die Beklagte übergehen. Nach 
dem Wortlaut der Vereinbarung wurden 
aber keine zukünftigen Rechte der Kläge-
rin an die Beklagte abgetreten. Es soll-
ten die Rechte in vollem Umfang durch 
Forderungsabtretung auf die Beklagte 
übergehen, die »bestehen«. Von der Ab-
tretung konnten daher nur die Rechte er-
fasst werden, die zu diesem Zeitpunkt 
entstanden waren und der Klägerin zu-
standen. Nachdem die nunmehr durch 
die Klägerin geltend gemachten Ansprü-
che erst am 11.08.2016/ 12.08.2016 an 
diese abgetreten worden sind, konnte 
sich die als »subrogation agreement« 
bezeichnete Vereinbarung auf diese An-
sprüche (noch) nicht beziehen und diese 
demgemäß auch nicht erfassen.

Auch soweit die Beklagte mit ihrer Be-
rufung rügt, das Landgericht hätte der 
Klägerin die geltend gemachten Ansprü-
che nicht zusprechen dürfen, weil sämt-
liche Behauptungen der Klägerin durch 
die Beklagte bestritten worden seien und 
zudem insoweit Beweis angeboten wor-
den sei, hat sie damit keinen Erfolg.

Entgegen der Auffassung der Beklagten 
ist das Landgericht zu Recht davon ausge-
gangen, dass der Mais am 14.10.2015 teil-
weise verdorben war. Denn der durch 
die Klägerin unter Bezugnahme auf das 
Schadensgutachten DPS insoweit gehal-
tene substantiierte Vortrag ist durch die 
Beklagte nur unzureichend im Sinne von 
§ 138 Abs. 3 ZPO bestritten und damit 
zugestanden worden (vgl. Zöller/Greger, 
ZPO, 32. Aufl., § 138 Rn. 8 ff.). Der Vor-
trag der Beklagten unter Hinweis auf die 
Anlage B 12, dass am 18.07.2015 der gute 
Zustand der Ladung festgestellt worden 
sei, ist bereits nicht geeignet, den klä-
gerischen Vortrag hinsichtlich des Zu-
standes des Maises am 14.10.2015 zu be-
streiten. Dem Schadensgutachten D ist 
zu entnehmen, dass der Schadenseintritt 
einerseits durch Feuchtigkeit (Kondensa-
tion bzw. Schwitzen) sowie durch die im 
Sommer und Herbst herrschenden Tem-
peraturunterschiede zwischen Tag und 
Nacht und andererseits durch die lange 
Lagerungsdauer von fast vier Monaten in 
der Barge bedingt wurde.
Soweit sich die Beklagte darüber hinaus 
auf das als Anlage B 14 vorgelegte state-
ment vom 28.07.2017 bezogen hat, hat sie 
außer Acht gelassen, dass die Feuchtig-
keit des Maises bereits auf über 14% an-
gestiegen war. Der Anstieg der Feuch-
tigkeit des Maises von 13,3 % auf bis zu 
14,4 % innerhalb von 10 Tagen stand so-
mit auch im Einklang mit dem Vortrag der 

Klägerin, dass sich der Zustand des Mai-
ses zunehmend verschlechterte.

Schließlich vermag auch die Behauptung 
der Beklagten; dass zum Zeitpunkt des 
Notverkaufs am 06.08.2015 die Ware ge-
rade nicht beschädigt gewesen sei, den 
Vortrag der Klägerin zu dem Zustand des 
Maises am 14.10.2015 nicht in Abrede zu 
stellen.

bb) Ferner kann die Klägerin von der Be-
klagten die Erstattung der Liegegeldkos-
ten in Höhe von 29.651,25 EUR beanspru-
chen.

Bereits aus dem von den Partei-
en geschlossenen Frachtvertrag vom 
12.06.2015 (»cargo booking note«) ergibt 
sich, dass die Klägerin von der Beklagten 
die angefallenen Liegegeld-kosten (,‚de-
murrage«) ersetzt verlangen kann.

Die Klägerin kann diesen Anspruch auch 
– entgegen der Auffassung der Beklag-
ten – gegen diese geltend machen, denn 
insoweit steht die als »subrogation ag-
reement« bezeichnete Vereinbarung der 
Parteien einer Geltendmachung eben-
falls nicht entgegen.

Wiederum konnte sich das »subrogation 
agreement« nur auf diejenigen Rechte 
beziehen, die zu dem maßgeblichen Zeit-
punkt, also am 03.07.2015, entstanden 
waren und der Klägerin zustanden (vgl. 
oben). Die streitgegenständlichen Liege-
geldkosten in Höhe von 29.651,25 EUR 
sind demgegenüber in dem Zeitraum 
vom 08.07.2015 bis zum 15.10.2015 und 
damit erst nach dem 03.07.2015 entstan-
den bzw. angefallen. Folglich konnte sich 
das subrogation agreement«‚ auch nicht 
auf diese beziehen. Schließlich bestehen 
keine Bedenken des Senats hinsichtlich 
der Höhe der durch die Klägerin bean-
spruchten Liegegeldkosten.

c) Der Anspruch der Klägerin gegen die 
Beklagte gemäß Art 15 c CMNI ist al-
lerdings vorliegend in Anwendung des 
Rechtsgedankens des Art. 8 Abs. 1 Satz 
2 CMNI zu kürzen (vgl. MüKoHGB/Otte, 
3. Aufl., Art. 15 CMNI Rn. 9), weil die Klä-
gerin den Eintritt der Schäden bzw. den 
Anfall der Aufwendungen durch ein ei-
genes schuldhaftes Verhalten mitverur-
sacht hat.

aa) Nach Art. 8 Abs. 1 Satz 2 CMNI ist 
eine nach Art. 8 Abs. 1 Satz 1 CMNI be-
gründete Haftung des Absenders dann 
ausgeschlossen, wenn den Frachtführer 
oder seine Hilfspersonen ein Verschul-
den trifft, das zu der Entstehung des 
Schadens geführt hat. Die Regelung ist 
Ausdruck des in § 254 BGB verankerten 
Gedankens, dass im Falle eines Mitver-
schuldens die Ersatzpflicht des an sich 
Haftpflichtigen davon abhängt, inwieweit 

der Schaden von dem anderen Teil ver-
ursacht worden ist (vgl. BR-Drs. 563/06, 
S. 36 f.).

Nach dem eindeutigen Wortlaut des 
Übereinkommens ist eine verschulden-
sunabhängige Haftung des Absenders 
generell ausgeschlossen, wenn fest-
steht, dass (auch) den Frachtführer bzw. 
dessen Beauftragte und Bedienstete ein 
(Mit)Verschulden trifft. In diesen Fällen 
verbleibt es also bei dem Verschuldens-
erfordernis und zwar unabhängig davon, 
ob das über Art. 29 CMNI anwendbare 
nationale Recht hierfür eine verschul-
densunabhängige Haftung vorsieht (vgl. 
v. Waldstein/Holland, BinSchR, 5. Aufl., 
Art. 8 CMNI Rn. 9).

bb) Die Klägerin hat vorliegend den Ein-
tritt der Schäden bzw. den Anfall der Auf-
wendungen durch ein eigenes schuldhaf-
tes Verhalten mitverursacht.

Die Position der Beklagten gegenüber 
der V und der A wurde insbesondere 
durch die als »subrogation agreement« 
bezeichnete Vereinbarung mit der Kläge-
rin gestärkt, denn der Beklagten wurden 
die Rechte der Klägerin mit Wirkung zum 
03.07.2015 in vollem Umfang und gegen-
über allen und jedem ihrer ursprüngli-
chen Schuldner und auch gegenüber den 
Empfängern der Ware abgetreten. Ferner 
verpflichtete sich die Klägerin, die Be-
klagte bei der Verfolgung ihrer Ansprü-
che zu unterstützen.

Obwohl die Klägerin die geschuldete 
Fracht erhalten hatte und der Absende-
rin bzw. Empfängerin der Ladung, der A 
selbst ein Verschulden nicht anzulasten 
war, ermöglichte die Klägerin der Beklag-
ten gleichwohl, die Weisung zu erteilen, 
die Ladung der Barge »72725« nicht zu 
löschen.

Im Hinblick auf das »subrogation agree-
ment« war zu Lasten der Klägerin auch 
zu berücksichtigen, dass sie, obwohl sich 
der Mais auf ihrer Barge befand, selbst 
nicht fortlaufend überprüft hat, dass die 
Ladung keinen Schaden nimmt.

Denn die Ausführung einer Weisung ist 
abzubrechen, wenn der Frachtführer 
merkt, dass dadurch Schäden entste-
hen (vgl. MüKoHGB/Otte, 3. Aufl., Art. 
15 CMNI Rn. 10). Diesen trifft somit eine 
Schadensminderungspflicht. Nichts an-
deres konnte vorliegend für die die Be-
klagte unterstützende Klägerin gelten.

§ 254 Abs. 2 Satz 1 BGB statuiert drei Ob-
liegenheiten des Verletzten: Er muss den 
Schädiger warnen, den Schaden abwen-
den und ihn mindern. Zwischen den Ob-
liegenheiten zur Warnung und zur Scha-
densabwendung auf der einen und zur 
Schadensminderung auf der anderen 
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Seite verläuft eine klare Grenze. Die Scha-
densminderung setzt voraus, dass es be-
reits zu einem schädigenden Eingriff ge-
kommen ist, während durch die Warnung 
bzw. sonstige Schadensabwendung ver-
mieden werden soll, dass überhaupt ein 
Schaden eintritt (vgl. MüK0BGB, Oetker, 
7. Aufl., § 254 Rn. 68). Zudem muss die 
Sorgfaltsverletzung für die Schadens-
herbeiführung adäquat kausal geworden 
sein. Bei der Berücksichtigung der Mit-
verursachung geht es jedoch nicht aus-
schließlich um die Kausalität. Maßgeb-
lich ist letztlich vielmehr, ob die von dem 
Geschädigten übertretene Sorgfaltsan-
forderung darauf abzielt, einen Schaden 
wie den eingetretenen zu verhindern (vgl. 
MüKoBGB, Oetker, 7. Aufl., § 254 Rn. 33).

Diese Grundsätze sind auch bei der Beur-
teilung der Schadensminderungspflicht 
der Klägerin im Anwendungsbereich 
der CMNI heranzuziehen (vgl. BR-Drs. 
563/06, S. 36 f.).

Der in der Barge »72725« verbliebene 
Mais hatte im Oktober 2015 bereits sicht-
lich zu leiden begonnen, als sich die Klä-
gerin, um einen noch höheren Schaden 
zu vermeiden, über die Weisung der Be-
klagten hinweggesetzt und die Löschung 
der Ladung durch die Empfängerin, die A 
zugelassen hat.

Nach Würdigung aller maßgeblichen 
Umstände erachtet der Senat einen Mit-
verursachungsanteil der Klägerin von 20 
% vorliegend als gegeben. Dementspre-
chend war der Anspruch der Klägerin ge-
gen die Beklagte gemäß Art. 15 c CMNI 
vorliegend in Anwendung des Rechtsge-
dankens des Art. 8 Abs. 1 Satz 2 CMNI um 
20 % zu kürzen.

cc) Entgegen der Auffassung der Kläge-
rin steht der Berücksichtigung eines Mit-
verschuldens nicht die als »subrogation 
agreement« bezeichnete Vereinbarung 
entgegen, da einerseits die den Ersatzan-
spruch mindernde Mitverursachung der 
Klägerin aus dem Unterlassen einer fort-
laufenden Überprüfung der Ladung nach 
dem 03.07.2015 resultierte. Andererseits 
sollte die Regelung in Ziffer 4. des »sub-
rogation agreements« die Klägerin von 
allen Kosten und Ausgaben freistellen, 
die im Zusammenhang mit der Geltend-
machung des Pfandrechts an der Ladung 
durch die Beklagte entstehen würden. 
Mit dieser Regelung sollte die Klägerin 
aber nicht von solchen Ansprüchen frei-
gestellt werden, die sich unmittelbar ge-
gen sie selbst richteten.

dd) Der grundsätzlich gemäß Art. 15 c 
CMNI in Höhe von 75.629,46 EUR beste-
hende Anspruch der Klägerin gegen die 
Beklagte war damit entsprechend Art. 
8 Abs. 1 Satz 2 CMNI um 20 % zu kür-
zen und die Beklagte in der Folge zu ei-

ner Zahlung in Höhe von 60.503,57 EUR 
an die Klägerin zu verurteilen.

2. Die zulässige Berufung der Klägerin 
hat demgemäß insoweit Erfolg, als das 
Landgericht den Anspruch der Klägerin 
gegen die Beklagte gemäß Art. 15 c CMNI 
in entsprechender Anwendung von Art. 
8 Abs. 1 Satz 2 CMNI um mehr als 20 % 
gekürzt hat. Das landgerichtliche End-
urteil war auf die Berufung der Kläge-
rin dementsprechend und unter Abwei-
sung der Klage im Übrigen abzuändern. 
Die weitergehende Berufung der Kläge-
rin war zurückzuweisen.

3. Die zulässige Berufung der Beklagten 
hat dagegen keinen Erfolg. Insbesondere 
greift die durch die Beklagte erklärte Pro-
zessaufrechnung nicht durch.

Mit ihrer Berufung rügt die Beklagte, das 
Landgericht habe nicht ausreichend be-
gründet, warum die Beklagte keinen An-
spruch auf Rückzahlung der Fracht und 
auf Zahlung der Liegegelder habe. In-
soweit hat das Landgericht ausgeführt, 
dass die Beklagte von der Klägerin weder 
die Rückzahlung der Fracht noch Liege-
geldkosten beanspruchen könne (vgl. S. 
9 des Urteils). Die durch die Beklagte da-
gegen erhobene Rüge bleibt ohne Erfolg.

Zu Recht hat das Landgericht die Pro-
zessaufrechnung der Beklagten letztlich 
nicht durchgreifen lassen. Die Beklag-
te hat erstinstanzlich unter Bezugnah-
me auf die von ihr vorgelegte Anlage B 
21 vorgetragen, sie habe mit Datum vom 
29.12.2015 gegenüber der Klägerin »eine 
Forderung nach Constanta (Rumänien) 
im Zeitraum vom 08.07. – 15.10.2015 für 
die Bargen Nr. 72725 und 72729 in Höhe 
von insgesamt 63.198,69 EUR geltend 
gemacht«. Insoweit habe die Beklagte 
der Klägerin die zurückgeforderte Fracht 
für die Bargen Nr. 72725 und 72729 so-
wie das Liegegeld ihrerseits in Rechnung 
gestellt.

Bei der Anlage B 21 handelt es sich um 
eine Rechnung der Beklagten an die 
Klägerin, mit der »claim and demurra-
ge« (Forderung und Liegegeldkosten) in 
Constanta für den Zeitraum vom 08.07. 
– 15.10.2015 bezogen auf die Bargen 
Nr. 72725 und 72729 wegen der Nicht-
befolgung der Weisung in Höhe von 
63.198,69 EUR beansprucht werden. Wei-
terer Sachvortrag der Beklagten findet 
sich hierzu nicht. Die Klägerin hat einen 
entsprechenden Anspruch der Beklagten 
ausdrücklich bestritten.

Weder durch die Beklagte dargelegt noch 
sonst dem Senat ersichtlich ist, aus wel-
chem Rechtsgrund die Beklagte von der 
Klägerin die Fracht – bezogen auf die 
Barge Nr. 72729 – zurückverlangen kön-
nen sollte, da der Frachtvertrag insoweit 

durch die Klägerin ordnungsgemäß er-
füllt wurde. Aber auch bezogen auf die 
Barge Nr. 72725 kann die Beklagte die 
gezahlte Fracht nicht zurückverlangen. 
Im Hinblick darauf, dass die Ausführung 
einer Weisung dann abzubrechen ist, 
wenn der Frachtführer merkt, dass da-
durch Schäden entstehen (vgl. MüKoH-
GB/Otte, 3. Aufl., Art. 15 CMNI Rn. 10), 
war die Weisung der Beklagten, die Bar-
ge nicht zu entladen, jedenfalls ab dem 
Zeitpunkt, als der Mais zu verderben be-
gann, rechtswidrig und damit durch die 
Klägerin nicht mehr zu beachten. Ausge-
hend von dem unter Bezugnahme auf das 
Schadensgutachten DPS durch die Klä-
gerin gehaltenen, substantiierten und 
durch die Beklagte nicht hinreichend be-
strittenen Vortrag (vgl. oben), dass der 
Mais am 14.10.2015 bereits teilweise ver-
dorben war, war die Weisung der Beklag-
ten in dem Zeitpunkt, als die Klägerin die-
ser zuwider handelte und das Löschen 
der Ladung durch die A zuließ, rechtswid-
rig und deshalb nicht mehr zu beachten.

Das schadensmindernde Handeln der 
Klägerin konnte somit keinen Schadens-
ersatzanspruch der Beklagten begrün-
den.

Schließlich konnte die Beklagte von der 
Klägerin auch nicht die Zahlung von Lie-
gegelder beanspruchen, denn die als 
»subrogation agreement« bezeichnete 
Vereinbarung konnte – wie bereits oben 
ausgeführt – diese Ansprüche nicht um-
fassen.

Folglich hat das Landgericht zu Recht der 
Beklagten einen Anspruch auf Rückzah-
lung der Fracht sowie auf Zahlung der 
Liegegelder nicht zuerkannt.

4. Somit bleibt der Berufung der Beklag-
ten der Erfolg versagt.

III.
Die Entscheidung über die Kosten des 
Rechtsstreits ergibt sich aus § 91 Abs. 
1, § 92 Abs. 1, § 97 Abs. 1 ZPO entspre-
chend dem jeweiligen Obsiegen und Un-
terliegen der Parteien in erster und zwei-
ter Instanz.

IV
Die Entscheidung über die vorläufige 
Vollstreckbarkeit beruht auf § 708 Nr. 10, 
§§ 71.1, 713 ZPO.

V
Die Revision war nicht zuzulassen, da 
die Rechtssache weder grundsätzliche 
Bedeutung hat noch die Fortbildung des 
Rechts oder die Sicherung einer einheit-
lichen Rechtsprechung eine Entschei-
dung des Revisionsgerichtes erfordert, 
§ 543 Abs. 2 Satz 1 ZPO.

(Sammlung Seite 2519)


